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                  Russische Schiffe sind seit einigen Jahren damit beschäftigt, kritische Infrastruktur
                     in den Gewässern rund um Europa auszukundschaften. Dieses »Mapping« dient offenbar
                     der Vorbereitung möglicher Sabotageakte und stellt somit eine erhebliche Sicherheitsbedrohung
                     dar.
                  

               

               	
                  Nach internationalem Seerecht können Küstenstaaten solche Mapping-Aktivitäten jenseits
                     staatlicher Territorialgewässer nicht ohne weiteres unterbinden.
                  

               

               	
                  Welche Eingriffsbefugnisse Küstenstaaten in ihrer ausschließlichen Wirtschaftszone
                     haben, ist umstritten. Eine einheitliche Staatenpraxis ist nicht erkennbar. Dies eröffnet
                     Argumentationsspielräume, wenn es darum geht, Maßnahmen gegen Schiffe zu rechtfertigen,
                     die an solchen Aktivitäten beteiligt sind.
                  

               

               	
                  Kommt es zu Sabotageakten, die die Schwelle zum bewaffneten Angriff überschreiten,
                     besteht ein Recht auf Selbstverteidigung nach Artikel 51 der Charta der Vereinten
                     Nationen. 
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            Problemstellung und Schlussfolgerungen

            Die Sprengung der Nord-Stream-Pipelines im September 2022 vor der dänischen Insel
               Bornholm hat gezeigt, wie vulnerabel maritime Energieinfrastruktur ist. Die weitverzweigten
               Rohrleitungssysteme sowie Tausende Kilometer unterseeischer Daten- und Stromkabel
               vor Europas Küsten lassen sich nicht effektiv vor gewaltsamen Einwirkungen schützen.
               Schwere Schiffsanker können dazu genutzt werden, Kabelstränge zu durchtrennen oder
               Rohrwandungen zu zerstören. Im Oktober 2023 wurde die Gaspipeline Balticconnector,
               die Finnland und Estland verbindet, vermutlich auf diese Weise schwer beschädigt.
               Hinzu kommen zahlreiche aktuelle Fälle, in denen Datenkabel auf dem Meeresboden gekappt
               wurden. Mit ferngesteuerten Unterwasserfahrzeugen oder bemannten U‑Booten lassen sich
               Sabotageakte selbst in größeren Tiefen punktgenau durchführen. Der Aufwand solcher
               Aktionen ist gering im Vergleich zu den möglichen Auswirkungen. Angriffe gegen Knotenpunkte
               von Datenkabeln können die digitale Kommunikation über weite Entfernungen hinweg empfindlich
               stören. Angesichts zunehmender Vernetzung und immer größerer Abhängigkeiten kommt
               auch der Sabotage anderer maritimer Infrastruktur strategische Bedeutung zu. Hierzu
               zählen etwa Häfen, Offshore-Windparks, unterseeische Stromtrassen sowie Transportleitungen
               für Öl und Gas.
            

            Umso bedrohlicher ist es, dass russische Schiffe seit einiger Zeit systematisch die
               Verläufe von Kabeln und Rohrleitungen in europäischen Gewässern abfahren. Und auch
               in der Nähe großer Windparks werden immer wieder russische Schiffe gesichtet. Gegenwärtig
               erstreckt sich deren Operationsgebiet in erster Linie auf Nord- und Ostsee. Allerdings
               wurden vor der Küste Portugals und im Mittelmeer ebenfalls bereits entsprechende Aktivitäten
               registriert. In Reaktion auf diese Bedrohung hat die Nato damit begonnen, kritische
               Unterwasser-Infrastruktur besser zu schützen. So hat die Organisation im Sommer 2023
               eine Zelle eingerichtet, die die Überwachung solcher Infrastruktur koordinieren soll.
               Außerdem verstärken europäische Staaten ihre Marineverbände, um engmaschiger in Seegebieten
               patrouillieren zu können. 
            

            Doch welche Befugnisse bestehen gegenüber Schiffen, die kritische Infrastruktur ausspähen
               oder mutmaßlich in Sabotageakte verwickelt sind? In der vorliegenden Studie wird untersucht,
               welche Handlungsspielräume sich aus dem Völkerrecht ergeben. 
            

            Wenn nachfolgend von »Spionage« gesprochen wird, geht es um das Sammeln von Informationen
               über kritische Infrastruktur zur Vorbereitung möglicher Sabotageakte, nicht um das
               Anzapfen von Datenkabeln oder um Wirtschaftsspionage.
            

            Ob und zu welchen Zwecken Schiffe auf See Informationen sammeln dürfen, hängt davon
               ab, wo sie sich aufhalten. Die Studie konzentriert sich auf die Gewässer vor Europas
               Küsten und damit im seerechtlichen Sinne auf den Bereich des Küstenmeers, auf Meerengen,
               die der internationalen Schifffahrt dienen, sowie auf die ausschließliche Wirtschaftszone
               (AWZ).
            

            In seinem Küstenmeer, bis maximal 12 Seemeilen, hat jeder Staat weitreichende Befugnisse,
               um ausländische Schiffe daran zu hindern, Informationen zu sammeln, die für seine
               Sicherheit oder Verteidigung von Belang sind. Das Ausspähen von Infrastruktur in diesen
               Gefilden können die Küstenstaaten mit allen erforderlichen Mitteln unterbinden.
            

            In Meerengen, in denen das Regime der Transitdurchfahrt gilt, sind zwar während der
               Durchfahrt bestimmte Aktivitäten verboten, beispielsweise hydrographische Vermessung
               ohne vorherige Genehmigung durch die Anliegerstaaten. Diese Staaten haben nach dem
               Seerecht jedoch keine Handhabe, solche Verbote unmittelbar durchzusetzen. Ein Zugriff
               ist nur dann möglich, wenn das Verhalten eines Schiffes gänzlich aus dem Anwendungsbereich
               des Rechts der Transitdurchfahrt herausfällt. Davon ist etwa auszugehen, wenn das
               Schiff in den Gewässern der Meerenge hin- und herfährt und der Aufenthalt dort nicht
               dem Zweck des ununterbrochenen und zügigen Transits dient.
            

            Am schwierigsten ist es in der AWZ, Maßnahmen gegen fremde Schiffe zu rechtfertigen,
               die unter dem Verdacht stehen, Infrastruktur auszukundschaften. Im Gegensatz zum Küstenmeer
               ist die AWZ nämlich nicht Teil des Hoheitsgebiets des Küstenstaats. Hier genießen
               alle Staaten – wie auf Hoher See – die Freiheit der Schifffahrt. Offen ist, ob Spionage
               zu den Aktivitäten zählt, die in Ausübung der Schifffahrtsfreiheit in der AWZ völkerrechtlich
               zulässig sind. Diesbezüglich hat sich in der Staatenpraxis keine klare Linie herausgebildet.
               Zudem ist umstritten, ob Küstenstaaten neben den souveränen Rechten, die ihnen das
               Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen (SRÜ) zum Zwecke der Bewirtschaftung
               der AWZ ausdrücklich einräumt, auch ungeschriebene Rechte und Befugnisse haben, um
               ihre Sicherheitsinteressen in der Zone durchzusetzen. 
            

            China verbietet sogar Vermessungsarbeiten und das Kartographieren der Gewässer in
               seiner AWZ. Die USA vertreten hingegen die Position, dass militärische und nachrichtendienstliche
               Erkundungstouren in der AWZ anderer Staaten grundsätzlich unter die Schifffahrtsfreiheit
               fallen und dass der Küstenstaat derartige Operationen nicht unterbinden kann. Auch
               viele europäische Staaten sind der Auffassung, dass einem Küstenstaat keine ungeschriebenen
               Rechte und Befugnisse zustehen, um das Sammeln von Informationen jenseits seines Küstenmeers
               zu kontrollieren. Damit befinden sich Deutschland und seine europäischen Partner in
               einem Dilemma: Nach ihrer Lesart fehlt es im Seerecht an einer Rechtsgrundlage, um
               russischen Spionageaktivitäten in der AWZ Einhalt gebieten zu können. Sollten die
               betreffenden Staaten ihre Haltung zur Frage ungeschriebener Rechte mit Blick auf die
               AWZ ändern, würden sie sich insoweit von der Position der USA entfernen und derjenigen
               Chinas annähern.
            

            Unabhängig davon gilt jedoch, dass Küstenstaaten Eingriffe in ihre souveränen Nutzungsrechte
               in der AWZ nicht dulden müssen. Dementsprechend lässt sich argumentieren, dass Küstenstaaten
               die erforderlichen Maßnahmen treffen dürfen, um zumindest jene Infrastruktur wirksam
               zu schützen, die der Bewirtschaftung der Zone dient. Dazu würde konsequenterweise
               gehören, dass möglichen Angriffen auf solche Einrichtungen und Anlagen rechtzeitig
               begegnet werden darf. Diese Argumentation kann gleichermaßen auf den Festlandsockel
               übertragen werden. Im Hinblick auf die Gefahr von Pipeline-Sabotage spielt auch der
               Schutz der lebenden Ressourcen der AWZ und des Festlandsockels eine wichtige Rolle.
               Im SRÜ finden sich durchaus einige Rechtsgrundlagen, auf die sich Maßnahmen für einen
               verbesserten Schutz kritischer Infrastruktur stützen lassen – einschließlich begrenzter
               Eingriffe in den Schiffsverkehr.
            

            Sollte es zu zurechenbaren Sabotageakten kommen, die die Schwelle zum bewaffneten
               Angriff überschreiten, steht ohnehin das Recht auf Selbstverteidigung nach Artikel 51
               der VN-Charta im Raum. Im Fall eines bewaffneten Angriffs gegen einen Nato-Mitgliedstaat
               würde die Beistandsverpflichtung nach Artikel 5 des Nordatlantikvertrages greifen.
            

         

      

   
      
         
            Hintergrund

            Im April 2023 berichteten skandinavische Medien ausführlich darüber, dass Russland
               ein großangelegtes Programm betreibt, um kritische Infrastruktur in Nord- und Ostsee
               auszukundschaften.1 Rund 50 Schiffe seien dort seit einigen Jahren damit beschäftigt, die Verläufe von
               Daten- und Stromkabeln sowie von Öl- und Gaspipelines auf dem Meeresboden systematisch
               zu erfassen, so der Bericht der Danish Broadcasting Corporation. Ebenfalls im Fokus
               stünden die großen Offshore-Windparks in der Region. Darüber hinaus hätten sich russische
               Schiffe wiederholt in der Nähe von Tiefwasserhäfen, Brücken, Flughäfen und militärischen
               Einrichtungen sowie über Öl- und Gasfeldern aufgehalten.
            

            Bei den Schiffen handele es sich teils um staatliche, teils um zivile Schiffe unter
               russischer Flagge. Einige seien Fischtrawler, die Technik an Bord hätten, um Infrastruktur
               kartographieren zu können. Besonders auffällig seien jedoch Schiffe wie die Admiral Wladimirsky und die Yantar, die offiziell als Forschungsschiffe betrieben werden, wohl aber zu den Flaggschiffen
               der russischen Spionageflotte zählen. Forschungsschiffe dieser Größe sind in der Lage,
               Objekte in extremen Tiefen ausfindig zu machen, und sie können als schwimmende Plattformen
               für unbemannte Unterwasserfahrzeuge und kleine U‑Boote dienen. Medienberichten zufolge
               wird die Admiral Wladimirsky bei ihren Einsätzen sogar von schwer bewaffneten Einsatzkräften geschützt. Verdächtig
               sei, dass die Schiffe häufig ihre Positionssender ausschalteten, wenn sie sich bestimmten
               Objekten näherten oder sich in Küstennähe aufhielten.2

            Dass Russland Spionageschiffe auf solche Erkundungstouren schickt, ist nicht neu.
               Seit 2014 haben diese Operationen indes zugenommen.3 Und das Einsatzgebiet ist keineswegs auf Nord- und Ostsee begrenzt. So wurden in
               den vergangenen Jahren etwa auch vor Portugal und im Mittelmeer entsprechende Aktivitäten
               registriert. Sogar vor den Küsten der USA wurden russische Schiffe gesichtet, die
               Routen abfuhren, unter denen sich wichtige Kabeltrassen befinden.4 Bereits zu Zeiten des Kalten Krieges griff die sowjetische Marine für Spionage- und
               Sabotageaktionen immer wieder auf die eigene Fischfangflotte zurück.5 Die Mobilisierung ziviler Schiffe für solche Spezialoperationen ist offenbar auch
               unter Präsident Putin gängige Praxis.6

            Expertinnen und Experten betrachten das »Mapping« kritischer Infrastruktur als Vorbereitung
               für künftige Sabotageakte.7 Im Cyberraum finden ununterbrochen Attacken auf sensible Anlagen und Einrichtungen
               statt.8 Sabotageaktivitäten auszuweiten auf Infrastruktur im maritimen Raum ist eine zusätzliche
               Option für Moskau, um den Druck auf westliche Staaten zu erhöhen. Daher stellen die
               Spionageaktivitäten russischer Schiffe in europäischen Gewässern eine erhebliche Sicherheitsbedrohung
               dar. Die Nato und einzelne Mitgliedstaaten haben bereits erste Schritte unternommen,
               um gegen diese Bedrohung anzugehen und maritime kritische Infrastruktur besser zu
               schützen.9 Dies wirft nicht nur viele praktische Probleme auf,10 sondern auch rechtliche Fragen. In den folgenden Kapiteln wird erörtert, welche Handlungsspielräume
               nach internationalem Seerecht bestehen, um gegen Schiffe vorzugehen, die in solche
               Spionageaktivitäten verwickelt sind.
            

            

            

         

      

   
      
         
            Spionage im Küstenmeer

            Spionage als solche ist völkerrechtlich nicht verboten.11 Gleichwohl kann ein bestimmtes Verhalten, das Spionagezwecken dient, im Einzelfall
               gegen Völkergewohnheitsrecht oder völkerrechtliche Verträge verstoßen. Nach einer
               in der Literatur weit verbreiteten Ansicht etwa ist das unerlaubte Eindringen von
               Spionen in fremdes Hoheitsgebiet eine Verletzung der territorialen Souveränität des
               betroffenen Staates.12 Zum Staatsgebiet zählen auch das Küstenmeer, der dazugehörige Meeresboden und Untergrund
               sowie der darüber befindliche Luftraum. Über unterseeische Kabel und Rohrleitungen
               sowie über Anlagen und Bauwerke im Küstenmeer übt der jeweilige Küstenstaat Hoheitsgewalt
               aus.
            

            Konkrete Regelungen über die Nutzung des Küstenmeers finden sich in Teil II des Seerechtsübereinkommens
               der Vereinten Nationen (SRÜ) von 1982.13 Als Küstenmeer wird der Meeresstreifen behandelt, der mit einer Ausdehnung von bis
               zu 12 Seemeilen unmittelbar an das Landgebiet und die inneren Gewässer anschließt.14 Grundsätzlich genießen die Schiffe aller Staaten gemäß Artikel 17 SRÜ das Recht,
               das Küstenmeer friedlich zu durchfahren. Dies schließt auch Kriegsschiffe und U‑Boote
               ein.
            

            Mit Blick auf die Aktivitäten russischer Schiffe stellt sich die Frage, ob das Sammeln
               von Informationen über Infrastruktur im Küstenmeer vom Recht auf friedliche Durchfahrt
               gedeckt sein kann.
            

         

      

   
      
         
            
               Das Sammeln von Informationen und das Recht auf friedliche Durchfahrt

               In Artikel 18 Absatz 1 SRÜ ist geregelt, was unter »Durchfahrt« zu verstehen ist.15 Nach Absatz 2 der Vorschrift muss die Durchfahrt ohne Unterbrechung und zügig erfolgen.
                  Anhalten und Ankern ist von der Durchfahrt erfasst, soweit es zur normalen Schifffahrt
                  gehört oder infolge höherer Gewalt oder eines Notfalls erforderlich wird. Schiffe
                  hingegen, die im Küstenmeer hin- und herfahren und sich dort länger aufhalten, etwa
                  um Daten zu sammeln, bewegen sich außerhalb des Anwendungsbereichs von Artikel 18
                  SRÜ.16 Geschieht das Sammeln von Daten jedoch, während das Schiff das Küstenmeer zügig und
                  auf direktem Weg durchquert, kommt es darauf an, ob die Tätigkeit als »friedlich«
                  einzustufen ist.
               

               Nach Artikel 19 Absatz 1 SRÜ ist die Durchfahrt friedlich, solange sie nicht den Frieden,
                  die Ordnung oder die Sicherheit des Küstenstaats beeinträchtigt. Als Beeinträchtigung
                  in diesem Sinne und damit als »nichtfriedlich« gilt die Durchfahrt eines fremden Schiffes,
                  wenn auf dem Schiff Handlungen vorgenommen werden, die in Artikel 19 Absatz 2 aufgelistet
                  sind. Dazu zählen unter anderem Handlungen, die auf das Sammeln von Informationen
                  zum Schaden der Verteidigung oder Sicherheit des Küstenstaats gerichtet sind (lit. c).
                  Ebenfalls erfasst sind beispielsweise das Aussetzen von militärischem Gerät (lit. f),
                  Forschungs- und Vermessungsarbeiten (lit. j) sowie Handlungen, die auf die Störung
                  von Kommunikationssystemen oder anderen Einrichtungen und Anlagen des Küstenstaats
                  gerichtet sind (lit. k). Und selbstverständlich erfüllt auch jede Anwendung oder Androhung
                  von Gewalt, die gegen die Souveränität, territoriale Unversehrtheit oder politische
                  Unabhängigkeit des Küstenstaats gerichtet ist oder anderweitig die in der VN-Charta
                  niedergelegten Prinzipien des Völkerrechts verletzt, den Tatbestand von Artikel 19
                  Absatz 2 SRÜ (lit. a). Im Übrigen führen sämtliche Aktivitäten, die nicht unmittelbar
                  mit der Durchfahrt zusammenhängen, grundsätzlich dazu, dass die Durchfahrt als nichtfriedlich
                  im Sinne dieser Vorschrift einzustufen ist (lit. l). Zudem verlangt das Rechtsregime
                  der friedlichen Durchfahrt, dass Unterseebote und andere Unterwasserfahrzeuge im Küstenmeer
                  über Wasser fahren und ihre Flagge zeigen.17

               Was das Sammeln von Informationen im Küstenmeer angeht, so ist zu differenzieren:
                  Schiffe dürfen Daten erheben, die für eine sichere Navigation erforderlich sind, worunter
                  auch Positionsdaten bestimmter Objekte fallen.18 Kritische Infrastruktur auszuspähen ist jedoch mit dem Recht auf friedliche Durchfahrt
                  unter keinen Umständen vereinbar. Dabei kommt es nicht darauf an, ob bereits konkrete
                  Sabotageakte geplant sind.19 In jedem Fall laufen solche Aktivitäten den Sicherheits- und Verteidigungsinteressen
                  des Küstenstaats zuwider. Außerdem kann man argumentieren, dass es sich bei Maßnahmen,
                  mit denen die Verläufe von Kabeln und Rohrleitungen auf dem Meeresboden erfasst und
                  aufgezeichnet werden, um Vermessungsarbeiten (survey activities) im Sinne von Artikel 19 Absatz 2 lit. j SRÜ handelt.20

            

         

      

   
      
         
            
               Eingriffsbefugnisse des Küstenstaats im Küstenmeer
               

               Um eine nichtfriedliche Durchfahrt zu unterbinden, darf der Küstenstaat gemäß Artikel 25
                  Absatz 1 SRÜ in seinem Küstenmeer alle erforderlichen Maßnahmen ergreifen. Welche
                  Maßnahmen im Einzelfall zulässig sind, legt das SRÜ nicht fest. Das Spektrum reicht
                  von einer Überprüfung des betreffenden Schiffes über die Aufforderung, nichtfriedliche
                  Aktivitäten zu unterlassen oder das Küstenmeer zu verlassen, bis hin zur Anwendung
                  von Zwang. Dazu gehört auch, dass Einsatzkräfte des Küstenstaats das Schiff betreten
                  und durchsuchen, Gegenstände beschlagnahmen, Personen festnehmen und das Schiff in
                  einem Hafen festsetzen dürfen.21 Zu diesem Zweck ist es zulässig, Gewalt im notwendigen Umfang anzuwenden.22 Unklar ist, ob und gegebenenfalls ab welcher Verdachtsstufe der Küstenstaat präventiv
                  gegen Schiffe vorgehen darf.23

               Im Küstenmeer unterliegen Schiffe, die gegen die Ordnung der friedlichen Durchfahrt
                  verstoßen, zwar grundsätzlich der vollständigen Hoheitsgewalt des jeweiligen Küstenstaats.
                  Besonders behandelt werden jedoch Kriegsschiffe und sonstige Staatsschiffe, die nicht
                  Handelszwecken dienen. Sie sind ebenfalls an die Gesetze des Küstenstaats gebunden,
                  durch Immunität aber vor dem Zugriff seiner Behörden geschützt. Ein Kriegsschiff,
                  das die Gesetze und Vorschriften des Küstenstaats über die Durchfahrt selbst nach
                  Aufforderung nicht einhält, kann vom Küstenstaat immerhin gezwungen werden, das Küstenmeer
                  sofort zu verlassen.24 Obwohl das SRÜ dies nur in Bezug auf Kriegsschiffe regelt, lässt sich argumentieren,
                  dass ein solches Vorgehen auch gegenüber sonstigen Staatsschiffen zulässig ist, die
                  nicht Handelszwecken dienen.25

               Nach Artikel 25 Absatz 3 SRÜ kann der Küstenstaat die friedliche Durchfahrt fremder
                  Schiffe in Teilen seines Küstenmeers vorübergehend aussetzen, sofern dies für seine
                  Sicherheit unerlässlich ist. Um kritische Infrastruktur zu sichern, kann es durchaus
                  zulässig sein, das Durchfahrtsrecht räumlich und zeitlich begrenzt zu suspendieren.26 Unklar ist, ob eine konkrete Sicherheitsbedrohung vorliegen muss oder ob eine abstrakte
                  Gefahr ausreicht. Jedenfalls kann man argumentieren, dass eine Sperrung so lange aufrechterhalten
                  werden darf, wie die Bedrohung bzw. Gefahrenlage anhält.27

               Darüber hinaus hat der Küstenstaat die Möglichkeit, die friedliche Durchfahrt hinsichtlich
                  bestimmter Angelegenheiten gesetzlich zu regeln. Seine Rechtsetzungsbefugnis erstreckt
                  sich unter anderem auf den Schutz von Einrichtungen und Anlagen sowie von Kabeln und
                  Rohrleitungen.28 Zu diesem Zweck kann ein Staat in seinem Küstenmeer Sicherheitszonen um gefährdete
                  Objekte einrichten, ebenso Schutzzonen oder Korridore für Kabel und Rohrleitungen,
                  und dort bestimmte Aktivitäten verbieten.29 Je ausgreifender solche Zonen sind und je stärker sie die friedliche Durchfahrt einschränken,
                  desto eher dürfte dadurch Artikel 25 Absatz 3 SRÜ tangiert sein, der eine Aussetzung
                  der friedlichen Durchfahrt nur unter engen Voraussetzungen gestattet.
               

               

               

            

         

      

   
      
         
            Spionage in Meerengen, die der internationalen Schifffahrt dienen

            In den Gewässern rund um Europa finden sich zahlreiche Meerengen, die zum einen für
               die internationale Schifffahrt von kritischer Bedeutung sind und durch die zum anderen
               wichtige Kabeltrassen und Rohrleitungen verlaufen.30 Wie sich Schiffe auf der Durchfahrt verhalten müssen und welche Rechte und Pflichten
               Meerengen-Anliegerstaaten haben, ist in Teil III des SRÜ geregelt. Für einzelne Meerengen
               sind jedoch bereits seit langer Zeit spezielle internationale Übereinkünfte in Kraft,
               die das SRÜ unberührt lässt.31 In europäischen Gewässern betrifft dies etwa die dänischen Belts und den Öresund32 sowie die türkischen Meerengen.33 Umstritten ist, ob auch die Straße von Gibraltar in diese Ausnahmekategorie fällt.34

            Jene Meerengen, die von Teil III des SRÜ erfasst werden, lassen sich in zwei Kategorien
               unterteilen: solche, in denen das Recht auf Transitdurchfahrt besteht (Artikel 37
               bis 44 SRÜ), und solche, in denen die Ordnung der friedlichen Durchfahrt in modifizierter
               Form zur Anwendung kommt (Artikel 45 SRÜ).
            

         

      

   
      
         
            
               Das Sammeln von Informationen in Meerengen, in denen das Recht der Transitdurchfahrt
                  gilt
               

               Das Recht der Transitdurchfahrt gilt gemäß Artikel 37 SRÜ in Meerengen, die der internationalen
                  Schifffahrt zwischen einem Teil der Hohen See oder einer AWZ und einem anderen Teil
                  der Hohen See oder einer AWZ dienen. Dazu zählen in europäischen Gewässern beispielsweise
                  die Straße von Dover und der Nordkanal zwischen Schottland und Nordirland.
               

               Das Recht auf Transitdurchfahrt in diesen Meerengen steht nach Artikel 38 Absatz 1
                  SRÜ allen Schiffen und Luftfahrzeugen zu, also auch Kriegsschiffen, U‑Booten und Militärflugzeugen.
               

               »Transitdurchfahrt« bedeutet nach Artikel 38 Absatz 2 SRÜ die in Übereinstimmung mit
                  den einschlägigen Vorschriften erfolgende Ausübung der Freiheit der Schifffahrt und
                  des Überflugs »zum Zweck des ununterbrochenen und zügigen Transits durch die Meerenge«.35

               Schiffe und Luftfahrzeuge, die das Recht der Transitdurchfahrt ausüben, unterliegen
                  währenddessen bestimmten Pflichten, die in Artikel 39 SRÜ aufgelistet sind. Insbesondere
                  müssen sie die Meerenge unverzüglich durchfahren bzw. überfliegen. Sie dürfen keine
                  Gewalt anwenden oder androhen, die gegen die Souveränität, territoriale Unversehrtheit
                  oder politische Unabhängigkeit der Meerengen-Anliegerstaaten gerichtet ist oder anderweitig
                  die in der VN-Charta niedergelegten Prinzipien des Völkerrechts verletzt. Und es sind
                  grundsätzlich sämtliche Tätigkeiten verboten, die nicht mit dem normalen ununterbrochenen
                  und zügigen Transit zusammenhängen, sofern sie nicht durch höhere Gewalt bedingt oder
                  wegen eines Notfalls erforderlich sind. Darüber hinaus dürfen fremde Schiffe gemäß
                  Artikel 40 SRÜ während der Transitdurchfahrt ohne vorherige Genehmigung der Anliegerstaaten
                  keine Forschungs- oder Vermessungsarbeiten durchführen.
               

               Grundsätzlich ist es Schiffen gestattet, auch während der Transitdurchfahrt in Meerengen
                  Daten zu sammeln, die für ein sicheres Navigieren erforderlich sind. Infrastruktur
                  auszukundschaften ist jedoch keine Tätigkeit, die zum »normalen« Transit gehört, sofern
                  man bei der Interpretation dieses Merkmals auf das Element der Fortbewegung (Transit
                  als das Einfahren in die Meerenge und das Durchqueren und Verlassen derselben) abstellt
                  und nicht auf das übliche Einsatzspektrum des jeweiligen Schiffes.36 Zusätzlich könnte man darauf abheben, dass es sich beim Erfassen und Aufzeichnen
                  der Verläufe von Kabeln und Rohrleitungen auf dem Meeresboden um Survey-Aktivitäten
                  im Sinne von Artikel 40 SRÜ handelt.37 Folglich würde das Sammeln von Informationen über kritische Infrastruktur in einer
                  Meerenge nicht nur gegen Artikel 39, sondern auch gegen Artikel 40 SRÜ verstoßen.
                  Allerdings ist die Ausübung des Rechts auf Transitdurchfahrt nicht davon abhängig,
                  ob das betreffende Schiff diese Vorschriften beachtet.38 Selbst wenn ein Schiff die beschriebenen Pflichten verletzt, ist es nicht automatisch
                  von der Transitdurchfahrt ausgeschlossen.
               

               In Meerengen, in denen das Recht der Transitdurchfahrt gilt, sind die Zugriffsmöglichkeiten
                  der Anliegerstaaten begrenzt.
               

               Das Regime der Transitdurchfahrt verleiht den Meerengen-Anliegerstaaten keine Zugriffsrechte,
                  um die Einhaltung der Artikel 39 und 40 SRÜ gegenüber den betreffenden Schiffen oder
                  Luftfahrzeugen unmittelbar durchzusetzen. Dieses Rechtsregime ist nämlich darauf ausgelegt,
                  einen möglichst reibungslosen internationalen Schiffs- und Flugverkehr zu gewährleisten.
                  Generell darf die Transitdurchfahrt weder behindert noch ausgesetzt werden.39 Dementsprechend sind die Rechtsetzungs- und Eingriffsbefugnisse der Anliegerstaaten
                  in Bezug auf Meerengen, die unter Artikel 37 SRÜ fallen, wesentlich schwächer ausgeprägt
                  als die Befugnisse eines Küstenstaats in seinem Küstenmeer.40 Betroffene Anliegerstaaten haben nur die Möglichkeit, Rechtsverletzungen, die die
                  Besatzung eines fremden Schiffes während der Ausübung des Rechts auf Transitdurchfahrt
                  begangen hat, gegenüber dem jeweiligen Flaggenstaat geltend zu machen. Ins Leere läuft
                  dieser Weg, wenn der Flaggenstaat das rechtsbrüchige Verhalten billigt oder es sogar
                  angeordnet hat.
               

               Anders ist der Fall eines Schiffes zu beurteilen, das sich in einer Meerenge aufhält,
                  ohne diese im Sinne der Definition von »Transitdurchfahrt« zu durchqueren. In Artikel 38
                  Absatz 3 SRÜ ist geregelt, dass jede Aktivität, die keine Ausübung des Rechts auf
                  Transitdurchfahrt darstellt, den anderen anwendbaren Bestimmungen des SRÜ unterliegt.
                  Daher lässt sich folgendermaßen argumentieren: Aktivitäten, die im Küstenmeer eines
                  Meerengen-Anliegerstaats stattfinden, ohne dass das Recht auf Transitdurchfahrt greift,
                  fallen unter das Regime der friedlichen Durchfahrt.41 Dies hat zur Folge, dass der rechtliche Handlungsspielraum des Anliegerstaats größer
                  wird, da er nach Artikel 25 Absatz 1 SRÜ nun alle erforderlichen Maßnahmen treffen
                  darf, um eine nichtfriedliche Durchfahrt zu verhindern (siehe dazu Seite 10f). Ein solcher Fall liegt vor, wenn ein Schiff, nachdem es in eine Meerenge eingefahren
                  ist, einen Kurs einschlägt, der nicht mehr als ununterbrochener und zügiger Transit
                  im Sinne von Artikel 38 Absatz 2 SRÜ betrachtet werden kann – etwa wenn das Schiff
                  in der Meerenge hin- und herfährt oder dort ohne Not seine Fahrt unterbricht, um Daten
                  zu sammeln.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Das Sammeln von Informationen in Meerengen, in denen die Ordnung der friedlichen Durchfahrt
                  zur Anwendung kommt
               

               Die zweite Kategorie von Meerengen, die von Teil III des SRÜ erfasst werden, bilden
                  jene, in denen gemäß Artikel 45 die Ordnung der friedlichen Durchfahrt – in modifizierter
                  Form – zur Anwendung kommt.
               

               Hierzu gehören zum einen Meerengen, die zwar der internationalen Schifffahrt dienen
                  und die einen Teil der Hohen See bzw. eine AWZ mit einem anderen Teil der Hohen See
                  oder einer AWZ verbinden – die aber die geographische Besonderheit aufweisen, dass
                  sie zwischen dem Festland und einer Insel ein und desselben Staates liegen. Seewärts
                  der Insel muss dabei »ein in navigatorischer und hydrographischer Hinsicht gleichermaßen
                  geeigneter Seeweg« durch die Hohe See oder eine AWZ vorhanden sein.42 Beispiele hierfür sind der Kalmarsund vor der Südostküste Schwedens, der Pentland
                  Firth zwischen dem schottischen Festland und den Orkney-Inseln sowie die Straße von
                  Messina zwischen Sizilien und dem italienischen Festland.
               

               Zum anderen findet das Regime der friedlichen Durchfahrt in solchen Meerengen Anwendung,
                  die der internationalen Schifffahrt dienen und die das Küstenmeer eines Staates mit
                  einem Teil der Hohen See oder mit der AWZ eines anderen Staates verbinden.43 In der Literatur wird darüber diskutiert, ob die Straße von Kertsch, die das Schwarze
                  Meer mit dem Asowschen Meer verbindet, prinzipiell in diese Kategorie fallen könnte.44 Beispiele außerhalb Europas sind die Straße von Tiran und der Golf von Akaba.
               

               In Meerengen, die sich den beiden genannten Kategorien zuordnen lassen, sind die Regelungs-
                  und Eingriffsbefugnisse der Anliegerstaaten in Bezug auf die Durchfahrt weitreichender
                  als in Fällen, in denen das Recht der Transitdurchfahrt besteht. Die Anliegerstaaten
                  dürfen etwa Vorschriften zum Schutz von Einrichtungen, Anlagen, Kabeln und Rohrleitungen
                  erlassen sowie Sicherheitszonen schaffen. Außerdem dürfen sie alle erforderlichen
                  Maßnahmen ergreifen, um eine nichtfriedliche Durchfahrt zu verhindern (siehe dazu
                  Seite 10f). Allerdings gilt das Regime der friedlichen Durchfahrt in diesen Meerengen nur
                  in modifizierter Form. Anders als im Küstenmeer darf die Ausübung des Rechts auf friedliche
                  Durchfahrt durch die Meerenge nämlich nicht ausgesetzt werden.45

               

               

            

         

      

   
      
         
            Spionage in der AWZ

            Die Spionageaktivitäten russischer Schiffe in den Gewässern rund um Europa dürften
               sich hauptsächlich auf Bereiche konzentrieren, die dem Rechtsregime der AWZ zuzuordnen
               sind. In dieser Zone befinden sich nicht nur die großen Offshore-Windparks, sondern
               auch unzählige Kabel und Rohrleitungen, die über den Festlandsockel verlaufen.
            

            Soweit es aus der Perspektive des Seerechts um Spionage jenseits des Küstenmeers geht,
               wird in der Literatur üblicherweise nur auf die Rechtsordnungen der AWZ und der Hohen
               See Bezug genommen, nicht auf das Festlandsockelregime. Letzteres spielt jedoch im
               Zusammenhang mit dem Mapping kritischer Infrastruktur eine wichtige Rolle. Im Gegensatz
               zur Rechtsordnung der AWZ enthält das Festlandsockelregime nämlich Regelungen über
               die Rechtsstellung unterseeischer Kabel und Rohrleitungen. Diese Regelungen sind auch
               für den Schutz solcher Infrastruktur von Bedeutung.46 
            

            Die für die AWZ geltende Rechtsordnung soll sowohl den wirtschaftlichen Interessen
               des Küstenstaats in dieser Zone Rechnung tragen als auch den Schifffahrts- und sonstigen
               Nutzungsinteressen aller anderen Staaten. Der erarbeitete Kompromiss, der in Teil V
               des SRÜ zum Ausdruck kommt, lässt Raum für unterschiedliche Auslegungen. Mit Blick
               auf die Problematik von Spionage in der AWZ ist dies in zweierlei Hinsicht relevant:
               Erstens sind die Staaten uneins darüber, in welchen Fällen das Sammeln von Informationen
               in der AWZ zu den »anderen völkerrechtlich zulässigen Nutzungen des Meeres« im Sinne
               von Artikel 58 Absatz 1 SRÜ zählt. Zweitens nehmen einige Staaten in ihrer AWZ Rechte
               und Befugnisse in Anspruch, die über die in Teil V des SRÜ ausdrücklich verbrieften
               Rechte und Befugnisse hinausgehen (dazu sogleich ausführlicher). Strittig ist, ob
               ein Küstenstaat bestimmen kann, unter welchen Voraussetzungen fremde Schiffe in seiner
               AWZ militärische Manöver und Übungen abhalten dürfen. Uneinigkeit herrscht aber auch
               darüber, ob Küstenstaaten berechtigt sind, ausländische Schiffe in der AWZ daran zu
               hindern, hydrographische Vermessungsarbeiten vorzunehmen oder Informationen für sonstige
               Zwecke zu sammeln.
            

         

      

   
      
         
            
               Die zentralen Streitpunkte

               Während der Verhandlungen, die 1982 zur Verabschiedung des SRÜ geführt haben, wurde
                  heftig darüber gestritten, ob den Küstenstaaten Hoheitsbefugnisse eingeräumt werden
                  sollten, die es ihnen gestatten würden, militärische Aktivitäten anderer Staaten in
                  ihrer AWZ zu kontrollieren. Die Befürworter derart weitreichender Befugnisse konnten
                  sich nicht durchsetzen. Einige Staaten haben bei der Unterzeichnung oder Ratifikation
                  des SRÜ bzw. anlässlich des Beitritts zu dem Abkommen förmliche Erklärungen abgegeben,
                  die ihre Rechtsauffassung zu diesem Punkt dokumentieren sollen. Indien beispielsweise
                  vertritt die Position, dass das SRÜ die Staaten nicht dazu ermächtigt, ohne Zustimmung
                  des jeweiligen Küstenstaats militärische Übungen und Manöver in dessen AWZ und auf
                  dessen Festlandsockel durchzuführen.47 Diese Haltung hat auch in der Gesetzgebung einzelner Länder ihren Niederschlag gefunden.
                  Iran etwa verbietet jegliche Aktivitäten in seiner AWZ, die seinen Interessen zuwiderlaufen.
                  Dazu gehören ausländische Militäraktivitäten ebenso wie das Sammeln von Informationen
                  durch ausländische Schiffe.48

               Eine ebenfalls sehr restriktive Linie verfolgt China. In der von ihm beanspruchten
                  AWZ dürfen ohne Genehmigung chinesischer Behörden weder militärische Übungen oder
                  Manöver stattfinden noch sogenannte Survey- und Mapping-Aktivitäten, also das Vermessen
                  und Kartographieren von See- und Unterseegebieten, gleich zu welchem Zweck.49 US-amerikanische Schiffe, die in diesen Gewässern unterwegs sind, um Daten zu erheben,
                  werden von der chinesischen Marine regelmäßig abgefangen und bedrängt. Dabei kam es
                  in der Vergangenheit immer wieder zu Zwischenfällen, die zu diplomatischen und politischen
                  Verwerfungen zwischen Washington und Peking geführt haben.50 
               

               
                  
                     
                        
                           	
                              Infokasten: Ausschließliche Wirtschaftszone und Festlandsockel

                           
                        

                        
                           	
                              Ausschließliche Wirtschaftszone

                              Bei der AWZ handelt es sich um ein Gebiet, das unmittelbar an das Küstenmeer eines
                                 Küstenstaats grenzt. Die AWZ unterliegt nach Teil V des SRÜ einer besonderen Rechtsordnung,
                                 wonach den Küstenstaaten in der AWZ bestimmte exklusive Rechte und Befugnisse zustehen
                                 und gleichzeitig alle Staaten in dieser Zone die Freiheit der Schifffahrt und andere
                                 Freiheiten der Hohen See genießen.
                              

                              In der AWZ verfügt der Küstenstaat gemäß Artikel 56 Absatz 1 SRÜ über souveräne Rechte
                                 zur Erforschung, Ausbeutung, Erhaltung und Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen
                                 der Gewässer, des Meeresbodens und seines Untergrunds. Hinzu kommen souveräne Rechte
                                 in Bezug auf andere Tätigkeiten, die der wirtschaftlichen Erforschung und Ausbeutung
                                 der Zone dienen, wie etwa die Energieerzeugung aus Wasser, Strömung und Wind. Außerdem
                                 haben Küstenstaaten in ihrer AWZ Hoheitsbefugnisse, die sich auf die Errichtung und
                                 Nutzung von künstlichen Inseln, Anlagen und Bauwerken beziehen, ferner auf die wissenschaftliche
                                 Meeresforschung sowie auf den Schutz und die Bewahrung der Meeresumwelt. In ihrer
                                 seewärtigen Ausdehnung darf sich die AWZ nicht weiter als 200 Seemeilen über die Basislinien
                                 hinaus erstrecken, von denen aus auch die Breite des Küstenmeers gemessen wird.a

                           
                           	
                              

                           
                           	
                              Festlandsockel

                              Der Festlandsockel umfasst als natürliche Verlängerung des Landgebiets den Meeresboden
                                 und den Untergrund jenseits des Küstenmeers bis zur äußeren Kante des Festlandrands.
                                 Die für den Festlandsockel geltenden Regelungen finden sich in Teil VI des SRÜ.
                              

                              Obgleich der Festlandsockel nicht zum Staatsgebiet gehört, hat der Küstenstaat hier
                                 exklusiv bestimmte souveräne Rechte. Sie betreffen gemäß Artikel 77 SRÜ die Erforschung
                                 des Festlandsockels und die Ausbeutung seiner natürlichen Ressourcen. Diese Rechte
                                 berühren nicht den Rechtsstatus der über dem Festlandsockel befindlichen Gewässer
                                 (AWZ und ggfs. Hohe See).b

                              Jeder Küstenstaat verfügt ungeachtet der geomorphologischen und geologischen Gegebenheiten
                                 über einen Festlandsockel, dessen seewärtige Ausdehnung bis zu 200 Seemeilen betragen
                                 darf (gemessen ab den Basislinien).c Soweit die äußere Kante des Festlandrandsd tatsächlich in einer größeren Entfernung verläuft, kann der Küstenstaat einen erweiterten
                                 Festlandsockel beanspruchen.e

                           
                        

                        
                           	
                              a Art. 57 SRÜ.
                              

                           
                           	
                              

                           
                           	
                              b Art. 78 Abs. 1 SRÜ.
                              

                              c Art. 76 Abs. 1 Alt. 2 SRÜ.
                              

                              d Art. 76 Abs. 3 SRÜ.
                              

                              e Art. 76 Abs. 1 Alt. 1 i. V. m. Abs. 4ff SRÜ.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               Argumentativ stützt China seine Position zum einen auf eine restriktive Interpretation
                  von Artikel 58 Absatz 1 SRÜ. So bestreitet Peking, dass militärische Aktivitäten in
                  der AWZ zu den »anderen völkerrechtlich zulässigen Nutzungen des Meeres« zählen, die
                  mit der Schifffahrtsfreiheit zusammenhängen. Zum anderen reklamiert China, dass die
                  Hoheitsbefugnisse, die einem Küstenstaat nach Artikel 56 Absatz 1 lit. b in Verbindung
                  mit Teil XIII des SRÜ zustehen, wenn es um die Regulierung wissenschaftlicher Meeresforschung
                  in der AWZ geht, auch bei Vermessungsaktivitäten zur Anwendung kommen.51 Eine derart weite Auslegung ist jedoch mit dem traditionellen Verständnis des seerechtlichen
                  Konzepts wissenschaftlicher Meeresforschung kaum vereinbar.
               

               Was den Umfang der Rechte und Befugnisse von Küstenstaaten in der AWZ angeht, fehlt
                  es an einer allgemeinen Staatenpraxis.
               

               Der Hauptgegenspieler Chinas, auch was die Auslegung des Seerechts zu diesen Fragen
                  betrifft, sind die USA. Obgleich bislang nicht Partei des SRÜ, verwenden die USA viel
                  Energie darauf, bestimmte Normen des Seerechts zu stärken, die für die Wahrung ihrer
                  nationalen Interessen von Bedeutung sind. In erster Linie geht es für die USA darum,
                  die Freiheit der Schifffahrt durchzusetzen. Sie vertreten den Standpunkt, dass militärische
                  Operationen und Übungen sowie andere militärisch relevante Aktivitäten auf Hoher See
                  seit jeher völkerrechtlich zulässig sind; dies gelte gleichermaßen für den Bereich
                  der AWZ.52 Demzufolge bedürften auch militärische Surveys – ebenso wie hydrographische Vermessungsarbeiten
                  – in der AWZ grundsätzlich keiner Genehmigung durch den jeweiligen Küstenstaat.53

               Viele europäische Staaten teilen diese Einschätzung.54 So erklärte die Bundesrepublik Deutschland anlässlich ihres Beitritts zum SRÜ im
                  Jahr 1994, das SRÜ regele genau, welche ressourcenbezogenen Rechte und Hoheitsbefugnisse
                  Küstenstaaten in ihrer AWZ hätten. Ungeschriebene Rechte und Befugnisse könnten die
                  Küstenstaaten in der AWZ nicht geltend machen. Vor allem könne der Küstenstaat nicht
                  das Recht beanspruchen, über militärische Übungen oder Manöver in seiner AWZ vorab
                  informiert zu werden. Erst recht bedürften solche Aktivitäten nicht der Genehmigung
                  durch den Küstenstaat, so die Auffassung der damaligen Bundesregierung.55

               Die russische AWZ-Gesetzgebung orientiert sich unmittelbar am Wortlaut von Artikel 58
                  Absatz 1 SRÜ. Dementsprechend heißt es in dem Gesetz, die Russische Föderation werde
                  in ihrer AWZ weder die Schifffahrt behindern noch andere Staaten daran hindern, in
                  dieser Zone sonstige Rechte und Freiheiten im Einklang mit den allgemein anerkannten
                  Prinzipien und Normen des Völkerrechts auszuüben.56 Gleichzeitig besteht laut Russlands Maritimer Doktrin von 2022 ein nationales Interesse
                  daran, die souveränen Rechte und Hoheitsbefugnisse der Russischen Föderation in der
                  AWZ und auf dem Festlandsockel zu behaupten.57 Ob Russland militärische Übungen oder Erkundungstouren westlicher Schiffe in seiner
                  AWZ dulden würde, scheint angesichts der zunehmenden Spannungen höchst fraglich.
               

               Insgesamt ist zu konstatieren, dass sich hinsichtlich des Umfangs der Rechte und Befugnisse
                  von Küstenstaaten in der AWZ sowie hinsichtlich dessen, was als völkerrechtlich zulässige
                  Nutzung der AWZ gelten soll, keine allgemeine (d. h. keine hinreichend weit verbreitete, repräsentative und konsistente) Staatenpraxis
                  herausgebildet hat, die als Recht anerkannt wäre. Mit anderen Worten: Keine der hier
                  dargestellten Positionen kann für sich in Anspruch nehmen, Völkergewohnheitsrecht
                  widerzuspiegeln.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Leerstellen im SRÜ – Europa im Dilemma

               In den 1970er und frühen 1980er Jahren, als die Verhandlungen für das SRÜ stattfanden,
                  war der Schutz maritimer kritischer Infrastruktur kein beherrschendes Thema in den
                  Debatten. Insbesondere war noch nicht absehbar, wie wichtig Kabelinfrastruktur für
                  digitale Kommunikation und wie groß die Abhängigkeit von solcher Infrastruktur einmal
                  sein würde. Zudem wurde es nicht als regelungsbedürftiges Problem des Seerechts angesehen,
                  dass maritime Infrastruktur verstärkt zum Ziel von Sabotage werden könnte. Mithin
                  mag das SRÜ in dieser Hinsicht aus heutiger Perspektive lückenhaft erscheinen. Immer
                  wieder werden im internationalen Seerecht Justierungen vorgenommen, um bisher unbeachteten
                  Herausforderungen Rechnung zu tragen.
               

               Eine internationale Konvention von 1988, die sogenannte SUA-Konvention,58 sollte zum Beispiel helfen, rechtswidrige Handlungen zu unterbinden, die gegen die
                  Sicherheit der Seeschifffahrt gerichtet sind. Die Sicherheit von Plattformen auf dem
                  Festlandsockel wird in einem Protokoll zur Konvention gesondert behandelt.59 2005 wurden die Konvention und das Protokoll ergänzt, um terroristische Akte gegen
                  Schiffe und Plattformen sowie die Proliferation von Massenvernichtungswaffen auf dem
                  Seeweg effektiver bekämpfen und ahnden zu können.60 
               

               Die Konvention und ihre nunmehr drei Protokolle sehen vor, dass die Vertragsstaaten
                  ihre Gerichtsbarkeit auf die in den Übereinkommen definierten Tatbestände ausweiten
                  und bei der Verfolgung zusammenarbeiten. Zwar wurde 2005 auch ein Verfahren für das
                  Boarding von Schiffen eingeführt;61 Voraussetzung für eine solche Maßnahme ist jedoch grundsätzlich die Zustimmung des
                  Flaggenstaats. Im Fall von Straftaten gegen Plattformen auf dem Festlandsockel ist
                  die damals beschlossene Boarding-Regelung nicht anwendbar.62 Alles in allem lassen sich aus der SUA-Konvention und ihren Protokollen keine Befugnisse
                  ableiten, die es einem Küstenstaat gestatten würden, ausländische Spionageschiffe
                  aus seiner AWZ zu verbannen oder verdächtige Schiffe ohne Absprache mit dem Flaggenstaat
                  polizeilichen Kontrollen zu unterziehen.
               

               Das Szenario, das in dieser Studie behandelt wird – dass ganze Flotten von Schiffen
                  im Staatsauftrag ausschwärmen, um systematisch kritische Infrastruktur auszukundschaften
                  –, lässt sich anhand der bestehenden seerechtlichen Regelungen insgesamt nur unzureichend
                  erfassen.63 Insbesondere räumt das SRÜ den Küstenstaaten keine Hoheitsbefugnisse ein, die es
                  ihnen erlauben würden, solche Mapping-Aktivitäten in ihrer AWZ zu unterbinden. Und
                  es ist nicht absehbar, dass die Vertragsparteien des SRÜ den 1982 mühsam erarbeiteten
                  Kompromiss, der die besondere Rechtsordnung der AWZ trägt, wieder aufbrechen werden,
                  um das Verhältnis von Rechten und Pflichten in dieser Zone neu auszutarieren. Vielmehr
                  werden die einzelnen Lager weiter versuchen, ihre Auslegungen durchzusetzen.
               

               Für die USA und viele europäische Staaten stellt sich vor dem Hintergrund der aktuellen
                  Herausforderung allerdings ein Problem. Die Position, die sie bisher vertreten haben
                  – dargestellt auf Seite 17 –, steht ihnen, juristisch betrachtet, nun im Weg, wenn es darum geht, russische
                  Spionageaktivitäten vor ihren Küsten abzuwehren. Noch einmal: Hydrographische und
                  militärische Vermessungsarbeiten in der AWZ unterliegen nach Auffassung der USA und
                  vieler europäischer Staaten grundsätzlich nicht der Genehmigung und Kontrolle durch
                  den jeweiligen Küstenstaat. Auch sonstige Unternehmungen in der AWZ, die auf das Sammeln
                  von Informationen gerichtet sind, bedürfen nach dieser Auffassung nicht der Zustimmung
                  des Küstenstaats, es sei denn, es handelt sich um wissenschaftliche Meeresforschung.
                  Wie lässt sich dieses Dilemma auflösen?
               

            

         

      

   
      
         
            
               Argumentationsspielräume

               Eines der tragenden Prinzipien des Seevölkerrechts besteht darin, dass die Hohe See
                  friedlichen Zwecken vorbehalten ist – dies gilt auch für die AWZ.64 Was unter »friedlich« in diesem Sinne zu verstehen ist, war lange Zeit umstritten,
                  bestimmt sich der herrschenden Meinung zufolge jedoch nach Artikel 2 Ziffer 4 der
                  VN-Charta, dem völkerrechtlichen Gewaltverbot.65 Artikel 301 SRÜ greift das Gewaltverbot auf. In dieser Vorschrift heißt es, dass
                  sich die Vertragsstaaten bei der Ausübung ihrer Rechte aus dem Abkommen jeder Anwendung
                  oder Androhung von Gewalt enthalten müssen, die gegen die territoriale Unversehrtheit
                  oder politische Unabhängigkeit eines Staates gerichtet oder sonst mit den in der VN-Charta
                  niedergelegten Grundsätzen des Völkerrechts unvereinbar ist. Was aber folgt daraus,
                  wenn sich ein Staat unfriedlich verhält?
               

               Das SRÜ bietet für solche Fälle kein spezielles Instrumentarium. Stattdessen kommen
                  jene völkerrechtlichen Regelungen zur Anwendung, die die Androhung und Anwendung von
                  Gewalt in den internationalen Beziehungen generell einhegen sollen, das sogenannte
                  ius contra bellum. Auf Konstellationen, in denen der Anwendungsbereich von Artikel 2 Ziffer 4 der VN-Charta
                  tangiert ist, wird im nachfolgenden Kapitel (Seite 22ff) noch gesondert eingegangen. Spionage als solche stellt jedenfalls keine Verletzung
                  des Gewaltverbots dar.66

               Argumentationsspielräume, um Eingriffe gegen Spionageschiffe zu rechtfertigen, eröffnen
                  sich eher in anderer Hinsicht: Jeder Küstenstaat hat grundsätzlich das Recht, Eingriffe
                  in seine souveränen Rechte abzuwehren, die ihm Teil V des SRÜ zum Zwecke der wirtschaftlichen
                  Nutzung der AWZ ausdrücklich und exklusiv einräumt (siehe insbesondere Artikel 56
                  SRÜ).67 Dies gilt ebenso für die souveränen Rechte, die sich auf die Erforschung des Festlandsockels
                  und die Ausbeutung seiner natürlichen Ressourcen beziehen (Artikel 77 SRÜ).68

               Küstenstaaten müssen die Möglichkeit haben, ihre souveränen Rechte in der AWZ und
                  auf dem Festlandsockel zu wahren.
               

               Die Sabotage von Anlagen und Bauwerken, die der Küstenstaat für die in Artikel 56
                  bzw. Artikel 77 SRÜ vorgesehenen Zwecke in seiner AWZ und auf seinem Festlandsockel
                  errichtet hat, stellt eine Verletzung seiner souveränen Rechte dar. Unter die Zweckbeschreibungen
                  dieser beiden Artikel fallen etwa Windparks mit ihren Kabeltrassen sowie Bohrplattformen
                  und dazugehörige Rohrleitungen, die der Ausbeutung von Öl- und Gasvorkommen auf dem
                  Festlandsockel dienen. 
               

               Im Arctic Sunrise-Fall hat ein Schiedsgericht 2015 festgestellt, dass terroristische Angriffe gegen
                  Anlagen und Bauwerke in der AWZ den Küstenstaat unmittelbar in seinem Recht beeinträchtigen,
                  die nichtlebenden natürlichen Ressourcen des Meeresbodens auszubeuten.69 Gegen Schiffe, die unter dem begründeten Verdacht stünden, in einen solchen Angriff
                  verwickelt zu sein, sei auch präventives Handeln gerechtfertigt, so das Schiedsgericht.70 Allerdings trafen die Richter keine Aussage darüber, auf welcher rechtlichen Grundlage
                  derartige Maßnahmen zulässig sein sollen. Es sei jedoch vernünftigerweise davon auszugehen,
                  dass der Küstenstaat gefährliche Situationen verhindern dürfe, die zu Personenschäden
                  oder Sachschäden an Anlagen und Ausrüstung führen könnten. Außerdem habe der Küstenstaat
                  ein legitimes Interesse sicherzustellen, dass es bei »essentiellen Operationen« nicht
                  zu Unterbrechungen oder Verzögerungen komme. Und nicht zuletzt gehe es auch darum,
                  die Meeresumwelt vor nachteiligen Auswirkungen zu schützen, die etwa durch Schäden
                  an einer Ölbohrplattform entstehen können.71

               
                  Eingriffsbefugnisse zum Schutz der Meeresumwelt und lebender Ressourcen

                  Artikel 79 Absatz 2 SRÜ erwähnt das Recht des Küstenstaats, angemessene Maßnahmen
                     zu treffen, um Verschmutzungen zu verhüten, die von Rohrleitungen ausgehen können.72 Gemäß Artikel 208 Absatz 1 und Artikel 214 SRÜ sind die Küstenstaaten sogar dazu
                     verpflichtet, Rechtsvorschriften zur Verhütung von Verschmutzungen zu erlassen und
                     durchzusetzen. Die beiden zuletzt genannten Artikel erstrecken sich allgemein auf
                     Tätigkeiten auf dem Meeresboden sowie auf den Betrieb von Anlagen und Bauwerken –
                     vorausgesetzt, der Küstenstaat hat die Hoheitsgewalt über die betreffende Tätigkeit
                     bzw. Einrichtung.
                  

                  Wird als Folge der Zerstörung einer Pipeline Öl freigesetzt, schädigt dies nicht nur
                     die Meeresumwelt. Es bewirkt eben auch, dass der Küstenstaat seine souveränen Rechte
                     in Bezug auf die Ausbeutung und Erhaltung der lebenden Ressourcen der AWZ und des
                     Festlandsockels im betroffenen Gebiet nur noch eingeschränkt ausüben kann. 
                  

                  Der Wahrung dieser Rechte dient im Übrigen Artikel 73 Absatz 1 SRÜ, und zwar unabhängig
                     vom Anliegen des Meeresumweltschutzes. Nach dieser Vorschrift kann der Küstenstaat
                     die erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um nationale Vorschriften durchzusetzen, die
                     sich auf die Erforschung, Ausbeutung, Erhaltung und Bewirtschaftung der lebenden Ressourcen
                     in der AWZ beziehen. Dies schließt unter anderem ein, dass fremde Schiffe, die im
                     Verdacht stehen, gegen die geltenden Vorschriften verstoßen zu haben, angehalten,
                     überprüft und gegebenenfalls festgehalten werden dürfen. 
                  

                  Jedoch fehlt im SRÜ eine Artikel 73 Absatz 1 entsprechende Regelung, die es dem Küstenstaat
                     gestatten würde, solche polizeilichen Maßnahmen einzuleiten, um nationales Recht auch
                     im Zusammenhang mit der Erforschung, Ausbeutung, Erhaltung und Bewirtschaftung der
                     nichtlebenden Ressourcen der AWZ oder des Festlandsockels durchzusetzen. Doch wird
                     Artikel 73 Absatz 1 als Rechtsgrundlage in Erwägung gezogen, soweit es darum geht,
                     schädigende Einwirkungen auf Pipelines zu verhindern, die dazu führen könnten, dass
                     die Meeresumwelt und mit ihr die lebenden Ressourcen der AWZ durch austretendes Öl
                     in Mitleidenschaft gezogen werden.73

               

               
                  Eingriffsbefugnisse in Sicherheitszonen

                  Eingriffsbefugnisse gegen verdächtige Schiffe lassen sich darüber hinaus aus Artikel 60
                     Absatz 4 SRÜ ableiten. Nach dieser Regelung darf der Küstenstaat, wo es notwendig
                     ist, angemessene Sicherheitszonen einrichten, in denen er geeignete Maßnahmen ergreifen
                     kann, um die Sicherheit von Anlagen und Bauwerken zu gewährleisten, die der wirtschaftlichen
                     Nutzung der AWZ dienen. Artikel 60 gilt laut Artikel 80 SRÜ sinngemäß ebenso für den
                     Festlandsockel.
                  

                  Innerhalb solcher Sicherheitszonen kann der Küstenstaat beispielsweise Schifffahrtswege
                     festlegen; er kann das Befahren der Zone aber auch vollständig verbieten, wenn es
                     zum Schutz des Objekts erforderlich ist.74 Das vorschriftswidrige Einfahren in eine Sicherheitszone berechtigt den Küstenstaat
                     zwar grundsätzlich nicht dazu, das betreffende Schiff ohne Zustimmung des Flaggenstaats
                     aufzubringen.75 Sofern aber begründeter Verdacht besteht, dass das Schiff in Aktivitäten verwickelt
                     ist, die die Zerstörung oder Beschädigung der Infrastruktur in der Sicherheitszone
                     zum Ziel haben, muss der Küstenstaat wirksam eingreifen können.76

                  Umstritten ist allerdings, ob der Küstenstaat Sicherheitszonen in seiner AWZ und auf
                     seinem Festlandsockel auch über Kabeln und Rohrleitungen einrichten darf. Hierfür
                     fehlt es an einer ausdrücklichen Rechtsgrundlage im SRÜ. Gleichwohl haben einige Staaten
                     bereits Schutzkorridore ausgewiesen, darunter Australien und Neuseeland.77 Die Befürworter dieser Praxis argumentieren, dass sich aus den souveränen Rechten,
                     die dem Küstenstaat in seiner AWZ und auf seinem Festlandsockel zustehen, die Befugnis
                     ableiten lasse, zum Zwecke der Durchsetzung dieser Rechte entsprechende Zonen und
                     Korridore zu schaffen.78

               

               
                  Besonderheiten bei Transitkabeln und Transitleitungen

                  An Grenzen stößt die Argumentation, wonach der Küstenstaat zur Wahrung seiner souveränen
                     Rechte aus Artikel 56 und Artikel 77 SRÜ in seiner AWZ und auf seinem Festlandsockel
                     Maßnahmen gegen ausländische Schiffe ergreifen darf, um die Integrität maritimer Infrastruktur
                     aktiv zu schützen, in folgendem Fall: wenn es sich um »fremde« Infrastruktur handelt,
                     die nicht der Ausübung dieser souveränen Rechte dient. Von Bedeutung ist dies insbesondere
                     für Transitkabel und Transitleitungen, die über den Festlandsockel führen. Sofern
                     diese nicht in das Küstenmeer münden und nicht im Zusammenhang mit der Ausbeutung
                     der AWZ oder des Festlandsockels genutzt werden, liegen die Hoheitsbefugnisse bei
                     denjenigen Staaten, die für die Verlegung verantwortlich sind. Die betreffenden Staaten
                     tragen dann auch die Verantwortung für einen reibungslosen und sicheren Betrieb. Und
                     sie haben zumindest das Recht, die Kabel und Leitungen zu inspizieren79 und mit Hilfe geeigneter Vorrichtungen dauerhaft zu überwachen.80 
                  

                  Außerdem, so wird in der Literatur argumentiert, müsse es jedem Staat gestattet sein,
                     eigene Kabel vor Angriffen und anderen rechtswidrigen Einwirkungen auch anderweitig
                     zu schützen, etwa auf Grundlage des passiven Personalitätsprinzips81 oder des Schutzprinzips.82 Dies schließe Maßnahmen zur Identifizierung verdächtiger Schiffe und zur Dokumentation
                     von Vorfällen ein. Das SRÜ stehe dem nicht entgegen.83 Diese Argumentation konzentriert sich auf unterseeische Kommunikationskabel, lässt
                     sich aber auf Hochspannungskabel und Rohrleitungen übertragen.
                  

                  

                  

               

            

         

      

   
      
         
            Wenn es zu Sabotageakten kommt
            

            Sollte sich die Befürchtung bestätigen, dass maritime kritische Infrastruktur tatsächlich
               vermehrt durch Sabotage zerstört oder anderweitig ausgeschaltet wird, stellt sich
               die Frage, wie die betroffenen Staaten hierauf reagieren dürfen. Im Raum stehen dann
               nicht nur polizeiliche Maßnahmen gegen einzelne Schiffe, sondern gegebenenfalls auch
               der Einsatz militärischer Gewalt gegen den für den Angriff verantwortlichen Staat.
               Somit rückt aus völkerrechtlicher Sicht das ius contra bellum ins Blickfeld.
            

            Von zentraler Bedeutung ist in diesem Zusammenhang die Frage, wann ein Sabotageakt
               gegen kritische Infrastruktur als bewaffneter Angriff im Sinne von Artikel 51 der
               VN-Charta zu werten ist. Im Fall eines bewaffneten Angriffs darf der betroffene Staat
               nämlich seinerseits Gewalt anwenden, um sich zu verteidigen. Als Verteidigungsmaßnahmen
               kommen sowohl konventionelle militärische Maßnahmen als auch Cyberoperationen in Betracht
               – vorausgesetzt, sie sind notwendig und verhältnismäßig. Darüber hinaus würde ein
               bewaffneter Angriff gegen einen Nato-Mitgliedstaat die Beistandsverpflichtung nach
               Artikel 5 des Nordatlantikvertrages auslösen.84

            Die USA vertreten traditionell die Auffassung, dass jede völkerrechtswidrige Gewaltanwendung
               den betroffenen Staat dazu berechtigt, notwendige und verhältnismäßige Maßnahmen zur
               Selbstverteidigung zu ergreifen. Der Internationale Gerichtshof (IGH) hat jedoch in
               seiner Nicaragua-Entscheidung aus dem Jahr 1986 unterschieden zwischen den allerschwersten
               Formen der Gewaltanwendung (»most grave forms of the use of force«), die einen bewaffneten Angriff darstellen, und anderen, weniger schweren Formen der
               Gewaltanwendung.85 Zur Beschreibung dessen, was einen bewaffneten Angriff ausmacht, hat der Gerichtshof
               insbesondere auf das Ausmaß und die Folgen der Gewaltanwendung (»scale and effects«) abgestellt.86 Anders als bisherige US-Regierungen orientieren sich viele Staaten und die Mehrheit
               der Stimmen in der Völkerrechtswissenschaft an dieser prinzipiellen Unterscheidung.
               Danach besteht ein Recht auf Selbstverteidigung erst dann, wenn die Gewalt eine gewisse
               Schwelle überschreitet und dadurch zu einem bewaffneten Angriff wird. Sabotageakte,
               die nicht als bewaffneter Angriff zählen, darf der betroffene Staat nur mit verhältnismäßigen
               Gegenmaßnahmen unterhalb der Schwelle des Gewalteinsatzes beantworten.
            

            Die Anwendung von Artikel 51 der VN-Charta wirft im Fall der Sabotage von Kabeln und Pipelines
               viele Fragen auf.
            

            Bei der Anwendung von Artikel 51 der VN-Charta in Fällen, in denen Sabotageakte gegen
               maritime kritische Infrastruktur gerichtet sind, können sich besondere Probleme ergeben.
               Zum einen ist unklar, unter welchen Voraussetzungen Anschläge auf Kabel und Rohrleitungen
               außerhalb des Küstenmeers – also jenseits aller Staatsgrenzen – als bewaffneter Angriff
               gegen einen Staat im Sinne von Artikel 51 der VN-Charta eingestuft werden können. Zum anderen sind
               das Beschädigen der Rohrwandung einer Pipeline und erst recht das Durchtrennen eines
               Kabels Eingriffe, die, verglichen mit konventionellen militärischen Maßnahmen, den
               Einsatz physischer Gewalt nur in relativ geringer Dosis erfordern. In solchen Fällen
               lässt sich das Vorliegen eines bewaffneten Angriffs mit Blick auf das Schwellenkriterium
               (scale and effects) allenfalls begründen, wenn der Akt nicht isoliert betrachtet wird, sondern auch bestimmte
               Folgen, die der Ausfall der jeweiligen Infrastruktur mit sich bringt, in die Kalkulation
               miteinbezogen werden.
            

            Das erstgenannte Problem – Artikel 51 der VN-Charta setzt einen bewaffneten Angriff
               voraus, der sich gegen einen Staat richtet – stellt sich bereits im Rahmen von Artikel 2 Ziffer 4 der VN-Charta. Denn
               das Gewaltverbot gilt nur zwischen Staaten »in ihren internationalen Beziehungen«.
               Konkret bedeutet das: Zwischen der attackierten Infrastruktur und dem Staat, der sich
               im Sinne von Artikel 2 Ziffer 4 als Adressat der Gewaltanwendung bzw. als angegriffen
               im Sinne von Artikel 51 betrachtet, muss eine Verbindung bestehen.87

            Das Sprengen einer Pipeline in fremdem Küstenmeer – das heißt im Hoheitsgebiet des
               jeweiligen Küstenstaats – durch Akteure, deren Verhalten einem anderen Staat zurechenbar
               ist,88 stellt eindeutig eine Verletzung des Gewaltverbots dar und, je nach Schwere und Folgen,
               möglicherweise auch einen bewaffneten Angriff. In dieser Konstellation ergibt sich
               die Verbindung daraus, dass das Objekt auf Staatsterritorium angegriffen wurde.
            

            Fraglich ist, ob es sich um eine zwischenstaatliche Konstellation handelt, wenn die
               Sabotage außerhalb staatlicher Hoheitsgewässer erfolgt, sprich in der AWZ oder auf
               Hoher See. In der AWZ verfügt der Küstenstaat nur über bestimmte funktionsgebundene
               souveräne Rechte, übt dort aber keine Souveränität aus.89 Soweit es um Sabotageakte gegen Windparks oder Bohrplattformen in der AWZ bzw. auf
               dem Festlandsockel geht, könnte auf die ausschließlichen Rechte und Hoheitsbefugnisse
               abgestellt werden, die dem Küstenstaat in Bezug auf derartige Anlagen und Bauwerke
               gemäß Artikel 60 und Artikel 80 SRÜ zustehen. Nach dieser Sichtweise wäre ein Sabotageakt
               gegen eine solche Einrichtung in der AWZ bzw. auf dem Festlandsockel als Gewaltanwendung
               und gegebenenfalls als bewaffneter Angriff gegen den Küstenstaat zu werten. Weniger
               plausibel erscheint es, denjenigen Staat als angegriffen zu betrachten, in dem das
               Unternehmen, das die jeweilige Infrastruktur betreibt, seinen Sitz hat. Dann hätte
               sich zum Beispiel der Anschlag auf die Nord-Stream-Pipelines gegen die Schweiz gerichtet,
               wo das Betreiberkonsortium seinen Hauptsitz unterhält.
            

            Was Sabotageakte gegen unterseeische Kabel und Rohrleitungen in der AWZ bzw. auf dem
               Festlandsockel anbetrifft, so ist die Zuordnung auf »Opferseite« in dergleichen Fällen
               ohnehin komplizierter. Hebt man wiederum auf das hoheitliche Verhältnis ab, ist folgendermaßen
               zu differenzieren: Küstenstaaten haben Hoheitsbefugnisse über Kabel und Leitungen
               auf dem Festlandsockel gemäß Artikel 79 Absatz 4 SRÜ.90 Kabel und Leitungen, die nicht unter Artikel 79 Absatz 4 SRÜ fallen, unterliegen
               grundsätzlich der Hoheitsgewalt derjenigen Staaten, die für die Verlegung verantwortlich
               sind. Die Hoheitsbefugnisse dieser Staaten ergeben sich auf dem Festlandsockel aus
               Artikel 79 Absatz 1 SRÜ sowie auf dem Boden der Hohen See jenseits des Festlandsockels
               aus Artikel 87 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 112 Absatz 1 SRÜ.91 Derjenige Staat, der im Einzelfall Hoheitsbefugnisse ausübt, wäre nach dieser Betrachtungsweise
               auch zur Selbstverteidigung berechtigt.
            

            Ein Küstenstaat wird jedoch nicht schon deshalb zum Angegriffenen im Sinne von Artikel 51
               der VN-Charta, weil Kabel oder Rohrleitungen sabotiert werden, die durch seine AWZ
               und über seinen Festlandsockel verlaufen. Dementsprechend haben etwa die dänische
               Ministerpräsidentin Mette Frederiksen und die damalige schwedische Ministerpräsidentin
               Magdalena Andersson im September 2022 rasch klargestellt, dass sie die Sabotage der
               Nord-Stream-Pipelines in der dänischen bzw. schwedischen AWZ nicht als bewaffneten
               Angriff gegen ihre Länder betrachten.92 Die Bewertung wäre möglicherweise anders ausgefallen, hätte es sich um dänische oder
               schwedische Infrastruktur gehandelt.
            

            Doch wie ist der Fall aus Sicht jener Staaten zu beurteilen, die von den Folgen eines
               Sabotageaktes zwar besonders schwer betroffen sind, die über die sabotierte Infrastruktur
               aber keine Hoheitsbefugnisse ausüben? Auf dieses Szenario ist sogleich noch näher
               einzugehen.
            

            Dies führt zum oben erwähnten zweiten Problem: scale and effects. Im Fall eines Sprengstoffanschlags auf eine Ölbohrinsel, bei dem hoher Sachschaden
               entsteht und gegebenenfalls Personen verletzt oder getötet werden, kann von einem
               bewaffneten Angriff im Sinne von Artikel 51 der VN-Charta ausgegangen werden. Diskussionswürdig
               ist indes, ob die Beschädigung einer Pipeline bzw. das Durchtrennen eines Kabels als
               Gewaltanwendung93 die Schwelle zum bewaffneten Angriff überschreitet. Wie das Nicaragua-Urteil des
               IGH nahelegt, ist nicht allein das Ausmaß der Gewaltanwendung ausschlaggebend für
               das Vorliegen eines bewaffneten Angriffs, sondern es sollen auch die Folgen der Gewaltanwendung
               berücksichtigt werden. 
            

            Bei Sabotageakten gegen unterseeische Kabel oder Rohrleitungen kann es durchaus passieren,
               dass die Folgen des Ausfalls der jeweiligen Infrastruktur etliche Staaten stärker
               treffen als den Betreiberstaat, der die Hoheitsgewalt über das zerstörte Kabel oder
               die zerstörte Leitung hat. Man stelle sich vor, dass es infolge eines relativ einfachen
               Sabotageaktes in Teilen einer Region zu massiven Ausfällen im Internetverkehr oder
               bei der Stromversorgung kommt oder dass bei einem Staat Engpässe in der Versorgung
               mit Öl und Gas eintreten. Unklar ist, ob sich Staaten, die auf diese Weise betroffen
               sind, ebenfalls auf Artikel 51 der VN-Charta berufen können. Hiervon wäre wohl auszugehen,
               wenn klar ist, dass der Angriff gerade diese Staaten treffen sollte. Im Zusammenhang
               mit Cyberattacken werden vergleichbare Probleme schon seit längerer Zeit diskutiert.94 Mit Blick auf die in dieser Studie aufgeworfenen Fragen steht die Debatte allerdings
               noch am Anfang.95

            

            

         

      

   
      
         
            Fazit und Ausblick

            Ob Spionage in der AWZ zu den völkerrechtlich zulässigen Meeresnutzungen zählt, die
               von der Freiheit der Schifffahrt gedeckt sind, ist umstritten. Die USA und viele europäische
               Staaten, darunter Deutschland, vertreten die Position, dass ein Küstenstaat nach geltendem
               Völkerrecht keine Handhabe hat, das Sammeln von Informationen durch ausländische Schiffe
               jenseits seines Küstenmeers zu unterbinden, selbst wenn es sich um Informationen handelt,
               die seine Sicherheit betreffen. Nach dieser Lesart besteht, juristisch gesehen, keine
               Möglichkeit, russische Schiffe in der AWZ daran zu hindern, kritische Infrastruktur
               auszukundschaften. Vor dem Hintergrund des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine
               stellen diese Aktivitäten jedoch eine massive Bedrohung der europäischen Sicherheit
               dar. 
            

            Deshalb sollten die Bundesrepublik und ihre europäischen Partner ihre Rechtsauffassungen
               zu den relevanten seerechtlichen Fragen nachschärfen. Immerhin hat die Bundesregierung
               anlässlich des deutschen Beitritts zum SRÜ im Jahr 1994 eine Erklärung abgegeben,
               in der sie unter anderem darauf hinweist, dass die Freiheit der Schifffahrt, des Überflugs
               und anderer völkerrechtlich zulässiger Nutzungen in der AWZ nicht so ausgelegt werden
               dürfe, dass dadurch die Sicherheit von Küstenstaaten oder deren völkerrechtlich verbriefte
               Rechte beeinträchtigt würden.96

            Ein konsequentes Vorgehen gegen ausländische Schiffe, die im Verdacht stehen, Informationen
               zur Vorbereitung möglicher Sabotageakte zu sammeln, lässt sich durchaus auch in der
               AWZ rechtfertigen. In der vorliegenden Studie wurden entsprechende Argumentationsspielräume
               ausgeleuchtet. Das zentrale Argument lautet: Küstenstaaten müssen keine Aktivitäten
               dulden, die ihren souveränen Nutzungsrechten in der AWZ und auf dem Festlandsockel
               zuwiderlaufen. Dies beinhaltet, dass sie die erforderlichen Maßnahmen treffen dürfen,
               um zumindest jene Infrastruktur wirksam zu schützen, die der Ausbeutung der natürlichen
               Ressourcen der AWZ und des Festlandsockels dient. Zum Teil finden sich im SRÜ Hoheitsbefugnisse,
               die in diese Richtung zielen oder zumindest in diesem Sinne ausgelegt werden können,
               etwa Artikel 60 Absatz 4 (Maßnahmen in Sicherheitszonen), Artikel 73 Absatz 1 (Maßnahmen
               zum Schutz der lebenden Ressourcen in der AWZ) oder Artikel 79 Absatz 2 SRÜ (Maßnahmen
               zur Verhütung von Verschmutzungen durch Rohrleitungen).
            

            Im Übrigen bliebe noch die Möglichkeit, sich auf ungeschriebene Rechte und Hoheitsbefugnisse
               zu berufen, um neben den im SRÜ verbrieften souveränen Nutzungsrechten gleichermaßen
               die vitalen Sicherheitsinteressen in der AWZ und auf dem Festlandsockel durchzusetzen.
               Damit würde der Küstenstaat für sich in Anspruch nehmen, dort generell bestimmte sicherheitsrelevante
               Aktivitäten regulieren und kontrollieren zu können. Dies ist allerdings ein Ansatz,
               der mit der von Deutschland und zahlreichen anderen europäischen Staaten bislang vertretenen
               Position kaum vereinbar ist. Käme man in westlichen Hauptstädten vor dem Hintergrund
               der wachsenden Bedrohung für kritische Infrastruktur gleichwohl zu dem Ergebnis, die
               eigene Haltung zu diesem Punkt zu überdenken, würde man sich insoweit der Sichtweise
               Chinas, Indiens und Irans annähern – ein Dilemma, das sich wohl nicht auflösen ließe.
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